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D ieser Fall ragt heraus aus jener
Szene von Bürgern, die eigent-

lich keine sein wollen. Jedem steht es
frei, sich seine eigenen Gedankenrei-
che zu bilden – doch wer auf Polizisten
schießt, ist schlicht ein Verbrecher. Le-
benslang lautete das folgerichtige Ur-
teil für eine offenbar gezielte Tat. Die
Frage ist, wie viele ähnlich gefährliche
Angehörige die sektenartige Bewe-
gung der „Reichsbürger“ hat und ob es
auch in Behörden Sympathie für de-
ren krudes Weltbild gibt. Anders als
wohl das Reich der Reichsbürger in sol-
chen Fällen stellte das Landgericht kei-
ne besondere Schwere der Schuld fest;
wenn es dabei bleibt, kann der Mann,
der einen Polizisten erschoss und zwei
verletzte, in fünfzehn Jahren wieder
frei sein. Das zeigt auch, dass die Rich-
ter gerade keine Marionetten sind,
kein „politisches“ Urteil fällten, wie
die Verteidigung meint. Das Gericht
hielt den Mann für schuldfähig, trotz
seiner „abnormen Gedanken“. Die
kann man nicht verbieten. Aber das
Urteil von Nürnberg führt hoffentlich
allen Gesinnungsgenossen vor Augen,
dass sie schon im freiesten aller Rei-
che leben.  Mü.

E s sei dahingestellt, ob die Abstim-
mungen in der Lombardei und in

Venetien über mehr Finanzautonomie
für diese Regionen der Sache dienen
sollten oder der treibenden Kraft, der
Lega Nord. Denn Italiens Verfassung
sieht vor, dass die Regionen mit der Re-
gierung in Rom über die Finanzen ver-
handeln können. Rechtlich nicht bin-
dender Referenden bedarf es dazu
nicht. Es war also viel politische Thea-
tralik im Spiel. Aber immerhin: Überra-
gende Mehrheiten derer, die an der Ab-
stimmung teilnahmen – gut 38 Prozent
der Wahlberechtigten in der Lombar-
dei, 60 Prozent in Venetien –, stimmten
für eine größere Fiskalkompetenz ihrer
Regionen. Diese Wähler sehen ihre
Steuergelder auf dem Weg in den italie-
nischen Süden in schwarzen Löchern
verschwinden, sie würden lieber mehr
davon in der Nähe ausgeben. Sie haben
genug von Umverteilung und Solidari-
tätsappellen. Das ist die kleine Version
der europäischen Diskussion. In der
tritt Italien gern als Advokat eines Fi-
nanzmechanismus auf, der Gelder vom
Norden in den Süden lenken soll. Soli-
darität stößt dort an Grenzen, wo Wäh-
ler sie als ungerecht empfinden.  K.F.

Ü ber Jahrzehnte hinweg waren die
Sorgen der Nachbarn das Haupt-

argument gegen eine stärkere militäri-
sche Rolle Japans. Nordkorea hat es ge-
schafft, diese Logik umzudrehen: Ge-
nau wegen einer Bedrohung aus der
Nachbarschaft kann der japanische Mi-
nisterpräsident Abe nun gute Gründe
für eine Reform der pazifistischen Ver-
fassung seines Landes anführen. Abe
geht es sicher nicht nur um Kim Jong-
un, der mit seinen Provokationen eine
ernste Gefahr für die Sicherheit in Ost-
asien geworden ist. Auch der Aufstieg
Chinas, der mit einer gewaltigen Auf-
rüstung einhergeht, verändert das Si-
cherheitsgefühl der Japaner. Zum Bild
gehört allerdings auch, dass ihre
„Selbstverteidigungskräfte“ schon heu-
te die modernste Ausrüstung in der Re-
gion haben. Den Japanern fehlt vor al-
lem die eigene Atombombe, was tech-
nisch für das Land kein Problem sein
dürfte. Noch sorgen die Vereinigten
Staaten für die nukleare Abschre-
ckung. Sollte Trump das eines Tages
doch wieder in Frage stellen, wird es in
Japan um weit mehr gehen als die An-
passung der Verfassung an die verteidi-
gungspolitische Praxis.  nbu.

Vor zwei Jahren sprach noch eine Men-
ge dagegen, dass geschehen würde,
was an diesem Dienstag geschieht.
Dass der FDP-Bundestagsabgeordnete
Hermann Otto Solms die erste Sitzung
des 19. Deutschen Bundestages leiten
würde. Solms rang damals, um seinen
75. Geburtstag herum, mit dem Gedan-
ken, überhaupt noch einmal für den
Bundestag zu kandidieren. Der Partei-
vorsitzende Christian Lindner hatte
ihn, den erfahrenen Parlamentarier,
der sich wie kein Zweiter in den Finan-
zen der FDP auskennt und ihm beim
Wiederaufrichten der am Boden liegen-
den Partei von der ersten Stunde an
eng zur Seite gestanden hatte, aufgefor-
dert, noch einmal anzutreten. Solms
bat sich Bedenkzeit aus, sagte aber we-
nig später zu.

So war es schon 2013 im Herbst ge-
wesen, als Lindner Solms gleich nach
dem Ausscheiden der FDP aus dem
Bundestag bat, wieder als Schatzmeis-
ter zu kandidieren. Solms’ Frau, so er-
innerte er sich an den Moment, habe
gesagt: „Du wirst doch nicht so blöd
sein.“ Er sagte dann doch zu. Da die
Partei nicht mehr im Bundestag war,
wurde die Finanzlage schnell schwie-
rig. Zu den wichtigsten Manövern von
Solms gehörte, dass er einen Partei-
tagsbeschluss herbeiführte, der jedem
Mitglied eine Umlage von 25 Euro pro
Jahr für die Zeit von 2015 bis 2017 ab-
verlangte.

Solms spielte also früh eine wichtige
Rolle. Aber erst mal musste die Partei
wieder in den Bundestag einziehen, da-
mit er Alterspräsident werden konnte.
Doch auch damit wäre eigentlich der
AfD-Mann Wilhelm von Gottberg, der
acht Monate vor Solms geboren wurde,
Alterspräsident geworden. Aus Sorge
genau davor war jedoch die Neurege-
lung beschlossen worden, dass nicht
der an Jahren Älteste eröffnet, son-
dern der an Dienstjahren. Da lag nur
das CDU-Mitglied Wolfgang Schäuble
vor Solms. Weil Schäuble aber Bundes-
tagspräsident werden soll, kam die Rei-
he an Solms.

Solms, der nach dem Wehrdienst
Wirtschaft und Landwirtschaft stu-
diert hatte, gründete zunächst ein Un-
ternehmen, das elektronische Spielau-
tomaten herstellte. Als die Computer
ins Leben der Normalbürger vordran-
gen, arbeitete er für eine Hard- und
Softwarefirma. 1971 wurde er FDP-
Mitglied, 1980 zog er in den Bundestag
ein. Vor allem kümmerte er sich um Fi-
nanzpolitik. Vermutlich wäre er 2009,
als die FDP mit der Union eine Koaliti-
on bildete, gerne Finanzminister ge-
worden. Das Ressort ging jedoch an
die CDU. Vor gut einem Jahr erinnerte
sich Solms im Gespräch mit dieser Zei-
tung nicht sehr positiv an die Jahre an
der Seite Angela Merkels: „Der jeweili-
ge Koalitionspartner erscheint in der
Öffentlichkeit nur noch als nicht
gleichberechtigter Juniorpartner.“

Solms wurde stellvertretender Bun-
destagspräsident. Wie alle ehemaligen
Inhaber dieser Funktion durfte er noch
eine Legislaturperiode lang ein Büro
im Bundestag nutzen, auch in den vier
Jahren, in denen die FDP nicht im Par-
lament saß. Von 2009 bis 2013 war er
also der einzige FDP-Politiker mit
Schreibtisch im Bundestag. Nun, mit
bald 77 Jahren, wird er in ein normales
Abgeordnetenbüro zurückkehren.
 ECKART LOHSE

Kein politisches Urteil
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Wer wollte, konnte das Zittern von Kon-
stantin Kuhle am Wahlabend bei Twitter
verfolgen. Auf die Freude über das Ab-
schneiden der FDP folgte das lange War-
ten. Reicht Platz sechs der niedersächsi-
schen Landesliste – der Platz, den er sich
in vielen Abstimmungen hart erkämpft
hatte – für den Einzug in den Bundestag?
Später dann der Tweet der Erleichterung:
„Es hat gereicht“, teilte Kuhle mit. Dazu
gab es zwei Smileys, die wohl gleicherma-
ßen Unglauben wie Jubel ausdrücken soll-
ten. Es stand fest: Kuhle, Bundesvorsit-
zender der Jungen Liberalen, gehört dem
19. Deutschen Bundestag an. Und das mit
28 Jahren. „Es ärgert mich, wenn politi-
sche Entscheidungen über die Köpfe kom-
mender Generationen hinweg gefällt wer-
den“, steht auf seiner Homepage.

Kuhle ist einer der wenigen aus seiner
Altersgruppe, die es geschafft haben. Nur
zwölf Abgeordnete sind jünger als 30 Jah-
re. Das sind – bei 709 Parlamentariern –
1,7 Prozent. Doch zugleich gehören mehr
als 15 Prozent der Wahlberechtigten die-
ser Altersgruppe an. „Verheerend“ sei
das, sagt Johanna Uekermann, scheiden-
de Vorsitzende der Jusos. Der neuen
SPD-Bundestagsfraktion – trotz der Wahl-
schlappe immer noch 153 Abgeordnete
stark – gehört niemand an, der jünger als
30 Jahre ist.

Uekermann selbst, seit einigen Wo-
chen 30 Jahre alt, hat es auch nicht ge-
schafft. Schon bei der Listenaufstellung
der Bayern-SPD Monate vor der Wahl
war das abzusehen. Platz 26 bekam sie,
2013 waren 22 Mandate über die Liste ver-
geben worden. Es sorgte für Ärger. „Eine
Liste aufzustellen, in der nichts außer Re-
gionalproporz zählt, ist schlicht verant-

wortungslos“, schrieb Uekermann da-
mals bei Facebook. Ihr Vater legte verär-
gert seine Parteiämter nieder, sprach von
„Pfründeabsicherung“. Heute sagt Ueker-
mann im Rückblick auf die SPD-Aufstel-
lung bei der Bundestagswahl: „Es ist kein
Wunder, dass sich diese Generation von
uns so nicht repräsentiert fühlt.“

Konstantin Kuhle ist also die Ausnah-
me. Und er ist es nur deshalb, weil die
FDP gut abgeschnitten hat, denn einen si-
cheren Listenplatz hatte er nicht. Ueker-
mann ist die Regel. Das lässt sich zumin-
dest mit Blick auf die Zahlen sagen. Was
die beiden eint: Sie haben sich über ein
Jahrzehnt lang nach oben gearbeitet. Bei-
de sind seit 2002 Mitglied in ihren Jugend-
organisationen. Uekermann war da 14,
Kuhle 13 Jahre alt. Er war damit eigent-
lich noch zu jung, sein Eintritt rechtlich
gar nicht möglich. Kuhle fälschte das Ge-
burtsdatum. Beide stiegen auf, Posten für
Posten. Sie ist seit 2013, er seit 2014 Bun-
desvorsitzender. Und beide gehören den
Vorständen der Mutterparteien an. Doch
wenn es um Plätze im Bundestag geht, ha-
ben sie es schwer. Sogar sie, könnte man
sagen – die exponierten Jungen.

Aber: Ist das für die Volksvertretung
ein Problem? Geht es nach dem Politik-
wissenschaftler Martin Florack, lautet die
Antwort „nein“. Er fordert, im Alter kein
Kriterium zu sehen, denn es sage wenig
aus – durch den Blick darauf werde der Re-
präsentationsgedanke stark verkürzt: „Es
würde Parlamentarier als Interessenver-
treter einer Generation festlegen. Das
wäre falsch.“ In den Jugendorganisatio-
nen klingt das erwartungsgemäß anders.
Die Jusos gehen in die Offensive. „Wir
müssen weg von Gedankengängen wie:

Wir waren schon immer da – uns steht
das zu“, sagt Uekermann. Sie fordert weit-
gehende Veränderungen. „Die jungen Mit-
glieder müssen einbezogen werden: in-
haltlich, organisatorisch – und ja: auch
personell“, sagt sie. „Das muss sich von
unten bis oben durch die gesamte Partei
ziehen – durch alle Parlamente, alle Gre-
mien, alle Listen. Die Jungen müssen
sichtbarer werden.“

Die Forderungen sind nicht neu, die Ve-
hemenz schon. Bei den Sozialdemokra-
ten kommt der Impuls nicht nur aus der
Jugendorganisation. Die Initiative
„SPD++“ hat sich gegründet – ihr Ziel ist
es, eine Struktur- und Organisationsdebat-
te anzustoßen. Es geht um viele Punkte,
aber explizit auch um die Repräsentanz
von jungen Leuten: Jeder Vierte in den
Führungsgremien der Partei solle unter
35 Jahren alt sein, jeder fünfte Listen-
platz bei Bundes- und Landtagswahlen
solle an diese Altersgruppe vergeben wer-
den. Es brauche junge Leute für neue Ide-
en, für Innovation – und für „eine stärke-
re Identifikation für junge Wählerinnen
und Wähler“. So steht es in der Begrün-
dung der Initiative. Einbringen und disku-
tieren will sie die Vorschläge im Dezem-
ber auf dem SPD-Parteitag.

Es ist eine Jugendquote, die „SPD++“
ins Gespräch bringt – und sie auch als sol-
che benennt. „Solche Mechanismen sind
das Einzige, was hilft. Nur so lassen sich
die verkrusteten Strukturen aufbrechen,
mit denen sich die Älteren sehr gut arran-
giert haben“, sagt der Jugendforscher
Klaus Hurrelmann. Auch Uekermann for-
dert ein gezieltes Eingreifen: „Wir brau-
chen feste Vorgaben, die zur personellen
Einbindung junger Menschen verpflich-
ten“, sagt sie. Das Wort Quote nimmt sie

nicht in den Mund – es ist bei Teilen der
Jusos umstritten. So wie eine Jugendquo-
te es bei den Jugendorganisationen insge-
samt schwer hat. Die Grüne Jugend wirbt
allgemeiner für eine „Neuen Quote“ – ein
Drittel aller Listenkandidaten sollen das
Amt, für das sie aufgestellt werden, vor-
her noch nicht innegehabt haben. In zwei
Landesverbänden gibt es sie bereits, bis
in drei Jahren abermals Listenplätze für
eine Bundestagswahl vergeben werden,
wollen sie damit überall vorgedrungen
sein. Mehr Durchmischung soll sie brin-
gen – mehr junge Gesichter wären wohl
auch eine Folgeerscheinung.

Andere lehnen eine Quote vollends ab.
Die Junge Union etwa oder auch die Jun-
gen Liberalen. Kuhle sagt: „Es ist nicht
so, dass junge Menschen keine Chance ha-
ben, weil sie jung sind. Es gibt keine syste-
matische Benachteiligung.“ Er sieht das
junge Lebensalter nicht als das Hindernis
an sich, sondern vor allem die Lebensum-
stände, die damit einhergehen. Etwa die
regelmäßigen Wohnortwechsel, die dafür
sorgen, dass man nirgendwo wirklich ver-
wurzelt ist. Das, sagt Kuhle, sei „Gift für
die politische Karriere. Der Regionalpro-
porz ist der absolut bestimmende Faktor
bei der Vergabe von Listenplätzen. Er ist
der Filter. Wenn man an einen neuen Ort
kommt, fängt man von vorne an.“ Das
müsse sich ändern. Die strukturellen Ge-
gebenheiten, die Junge hemmen, müssten
abgebaut werden. „Es gilt, aktiver politi-
sche Biographien zu ermöglichen, die
trotzdem funktionieren.“ Lebensläufe, in
denen es wahrscheinlicher wird, dass in
den Zwanzigern steht: Abgeordneter des
Deutschen Bundestages. So wie es bei
ihm gelungen ist. Bei Johanna Ueker-
mann – mit ähnlichem Weg – aber nicht.

M
it wenigen Sätzen hat Thomas
de Maizière kürzlich in dieser
Zeitung den Sinn allzu selbstver-

liebter Koalitionsverhandlungen vom
Tisch gefegt: „Wenn man Koalitionsver-
handlungen führt, gibt es die Neigung zu
denken, dass sich die Wirklichkeit in Zu-
kunft danach richtet. In der DDR hätte
man gesagt: Wir machen einen Vierjah-
resplan. Dreimal hat das nicht funktio-
niert: zuerst wegen der Finanzkrise, dann
wegen der Krise im Euroraum und
schließlich wegen der Flüchtlingswelle
und des Terrors“, sagte der Bundesinnen-
minister. Das hält CDU, CSU, FDP und
Grüne nicht davon ab, über einen neuen
„Vierjahresplan“ womöglich so lange zu
verhandeln, wie noch nie über einen Ko-
alitionsvertrag zur Vorbereitung einer
Bundesregierung verhandelt wurde.

Koalitionsverträge waren lange Zeit un-
üblich. Seit 1961 gibt es Absprachen die-
ser Art, damals aber noch nicht in Form
von „Verträgen“. Erst die rot-grüne Regie-
rung Schröder/Fischer inszenierte den Ko-
alitionsvertrag 1998 als Krönung eines po-
litischen „Projekts“. Seither sind solche
Vereinbarungen nicht mehr wegzuden-
ken. Ob es sich dabei wirklich um „Verträ-
ge“ im engeren Sinn handelt, ist umstrit-
ten. Vor Gericht ist nie ausgefochten wor-
den, ob sie tatsächlich so verbindlich sind,
wie sie tun. Der Bruch eines Koalitionsver-
trags ist politische Interpretationssache
und muss nicht zum Koalitionsbruch füh-
ren. Ihre Konstruktion funktioniert nur,
weil Regierungsmitglieder zugleich auch
Parteipolitiker sind.

Deshalb lief die Kritik in den sechziger
Jahren des vergangenen Jahrhunderts, Ko-
alitionsverträge widersprächen der Richtli-
nienkompetenz des Kanzlers und seien
deshalb verfassungswidrig, ins Leere.
Denn der Kanzler als Parteipolitiker
(meist sogar Parteivorsitzender) kann
sehr wohl die Richtlinien des Vertrags und
der darauf gegründeten Regierungsge-
schäfte bestimmen – wenn auch nicht
mehr so eindeutig wie in einer „Kanzlerde-
mokratie“ ohne Koalitionsverträge. Ein
Abklatsch dieser Debatte ist die Behaup-
tung, jemand könne auf „Augenhöhe“ mit
der Kanzlerin regieren. Richtlinienkompe-
tenz kann aber nur einer haben – Augen-
höhe und Koalitionsvertrag hin oder her.

Bedenklich ist allerdings, dass die Ko-
alitionsverträge immer dicker, die Ergeb-
nisse immer detailverliebter werden und
die Verhandlungen deshalb immer länger
dauern. Der Vertrag von 2013 hatte 183
Seiten; die Verhandlungen dauerten gut
zwei Monate. Allein die Sondierungen
sollen jetzt länger als drei Wochen dau-
ern. Der Grund dafür waren und sind be-
sonders ausgeprägte Rechtfertigungs-
gründe für die beteiligten Parteien. Die
SPD ließ sich deshalb 2013 den Koaliti-
onsvertrag durch einen Mitgliederent-
scheid billigen. Es war das erste Mal,
dass sich eine Partei dazu entschloss. Da-
mit dieser Entscheid positiv verläuft, war
es notwendig, dass der damalige Vorsit-
zende Sigmar Gabriel die Erfolge der
SPD nicht erst am Ende, sondern schon
vor Beginn der Koalition präsentieren
konnte.

Warum sich daraus auch verfassungs-
rechtliche Fragen ableiten ließen, wollte
Gabriel 2013 in seinem legendären Auf-
tritt im „heute-journal“ nicht wahrha-
ben. Läuft aber schon ein Koalitionsver-
trag auf eine Einschränkung der Kanzler-
demokratie zugunsten der Parteiendemo-
kratie hinaus, gilt das umso mehr, wenn

sich die Parteiführungen die Bildung ei-
ner Koalitionsregierung durch ihre Mit-
glieder „demokratisch“ vergolden lassen.
Gibt es auf diese Weise nicht Wähler ers-
ter Klasse, die Parteimitglieder, die eine
Koalition wählen, und Wähler zweiter
Klasse, alle anderen Wahlberechtigten,
die „nur“ den Bundestag wählen? Wer-
den die Abgeordneten und Fraktionen,
die es doch eigentlich sind, die den Kanz-
ler wählen, nicht weiter abgewertet?

Seit es die Koalitionsverträge gibt, gilt
die Faustregel: je mehr Legitimationsbe-
darf, desto pingeliger die Verhandlungen.
Diese Regel dürfte sich unter den Bedin-
gungen von „Jamaika“ bestätigen, zumal
FDP und Grüne es so halten wollen wie
damals die SPD – die Mitglieder sollen
über die Ergebnisse der Verhandlungen
mit CDU und CSU entscheiden. Die Uni-
on will es bei Parteitagen belassen, die
CSU vielleicht auch die Mitglieder befra-
gen. Allen vier Parteien geht es damit
aber so wie Sigmar Gabriel: Sie müssen
ihre jeweiligen Erfolge in einer künftigen
Regierung schon festgeschrieben haben
und vorweisen können, bevor diese Regie-
rung überhaupt in Amt und Würden ist.
Also dauert es länger.

Dass sich der Regierungsalltag nicht an
Koalitionsverträge hält, das ist ein offenes
Geheimnis, an das de Maizière in seinem
Verdikt über die „Vierjahrespläne“ erin-
nerte. Finanzkrise, Schuldenkrise, Flücht-
lingskrise – die sogenannten Krisen häu-
fen sich offenbar schon deshalb, weil alles
eine „Krise“ ist, was vom Plan abweicht.
Die politische Planwirtschaft steht wieder-
um für die Illusion, es dürfe in einer Welt
der Planbarkeit nichts Unvorhersehbares
mehr geben. Keine der drei zurückliegen-
den Wahlperioden, in der Kanzlerin Ange-
la Merkel regierte, stand aber unter dem
Stern eines der Koalitionsverträge, die sie
aushandelte. Besonders augenfällig war
das nach 2013, also nach besonders inten-
siven Verhandlungen.

Die Koalitionäre deuteten die Heraus-
forderung, die ihnen bevorstand, den enor-
men Andrang von Flüchtlingen in Rich-
tung Nord- und Westeuropa, zwar an. Wel-
ches Ausmaß er dann hatte, sprengte aber
alles, was sie sich vorgenommen hatten.
Keines der „Asylpakete“ war in dieser
Form vorgesehen. Auf die im Koalitions-
vertrag angekündigte „Strategie für Migra-
tion“ warten die Deutschen bis heute – sie
dürfte im bevorstehenden Koalitionsver-
trag unter dem neuen Titel „Einwande-
rungsgesetz“ wiederkehren. Daraus lässt
sich eine zweite Regel ableiten: Je dicker
der Koalitionsvertrag, desto unwahr-
scheinlicher ist es, dass sich die Wirklich-
keit daran hält und eingehalten werden
kann, was versprochen wird.

Mindestlohn, Frauenquote, Teilhabege-
setz, Pflegeversicherung, „schwarze Null“,
Energiewende-Reform, Länderfinanzaus-
gleich – die Liste der „erledigten“ Ankün-
digungen ist lang. Mindestens ebenso lang
ist aber die Liste der nicht eingehaltenen
Versprechen, Ankündigungen und Ab-
sichtserklärungen, die zum größten Teil
vorsorglich auch wesentlich vager formu-
liert wurden (und deshalb den Vertrag so
in die Länge ziehen). Einiges davon, zum
Beispiel der „flächendeckende“ Ausbau
des schnellen Internets, kehrt sicherlich
im nächsten Koalitionsvertrag wieder.
Nähme man alle diese Passagen für bare
Münze, müsste in Deutschland nicht mehr
allzu viel passieren, um es innerhalb einer
Wahlperiode in ein Paradies zu verwan-
deln. Eines wäre dadurch sicherlich über-
flüssig: Koalitionsverträge.

Grenzen der Solidarität

Kim sei Dank

Berliner Vierjahrespläne
Koalitionsverhandlungen planen einen Regierungsalltag, den es gar nicht gibt / Von Jasper von Altenbockum

Alterspräsident

Unterrepräsentiert
Warum gibt es im Bundestag so wenige junge Abgeordnete? Und: Sollte sich das ändern? / Von Johannes Mohren

Vor Tische las man’s anders: Nach Unterzeichnung des Koalitionsvertrags 2013  Foto dpa
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